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(Nr. 4654.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 16. März 1857., betreffend die Beſtaͤtigung der in 
Danzig unter dem Namen „Danziger Privat-Aktienbank“ zum Betriebe 
von Bankgeſchaͤften gebildeten Aktiengeſellſchaft. 


ben ſich unter dem Namen: „Danziger Privat⸗Aktienbank“ in Danzig 
eine Aktiengeſellſchaft zum Betriebe von Bankgeſchaͤften mit einem Stammkapital 
von Einer Million Thalern gebildet hat, will Ich auf Ihren Bericht vom 
8. März d. J. die Errichtung dieſer Privatbank und das beiliegende notariell 


ah Statut derfelben genehmigen und auf Grund des Geſetzes vom 


17. Juni 1833. (Geſetz⸗Sammlung S. 75.) der Geſellſchaft die Ermächtigung 
zur Ausſtellung von Noten bis zu dem Betrage von Einer Million Thalern 
unter den in dieſem Statute feſtgeſetzten Bedingungen hierdurch ertheilen. Zu 
H. 39. des Statuts beſtimme Ich, daß auch die außerordentlichen Generalver⸗ 
ſammlungen in Danzig ſtattzufinden haben. Dieſer Mein Erlaß iſt nebſt dem 
. Statute durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen Kenntniß zu 
ringen. 
Charlottenburg, den 16. Maͤrz 1857. 


Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. Simons. v. Bodelſchwingh. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten, 
den Juſtizminiſter und den Finanzminiſter. 
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Ausgegeben zu Berlin den 22, April 1857. 
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Sia 


der 


Danziger Privat⸗Aktienbank. 


Titel I. 
Bildung, Sitz, Dauer und Gegenſtand der Geſellſchaft. 


Set 
Unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Genehmigung wird eine 


Aktiengeſellſchaft in Gemaͤßheit des Geſetzes vom 9, November 1843. unter 


nachfolgenden Formen errichtet. 
Die Geſellſchaft erhaͤlt den Namen: 
Danziger Privat-Aktienbank. 
Die Bank hat den Zweck, Handel und Gewerbe zu unterſtuͤtzen, zu be⸗ 


fördern und zu beleben, den Geldumlauf zu vermitteln und Kapitalien nutzbar 
zu machen. f 


H. 2. 


Der Sitz der Geſellſchaft iſt zu Danzig. Jeder Aktionair hat für ſich 


ruͤckſichtlich feiner Rechte und Pflichten Danzig als Domizil zu waͤhlen und iſt 
in dieſer Beziehung der Gerichtsbarkeit des Königlichen Kommerz⸗ und Admi⸗ 
ralitaͤtskollegiums (Handelsgerichts) zu Danzig unterworfen. 

Alle Inſinuationen geſchehen guͤltigerweiſe an die von i 
in dieſem Domizilorte wohnende Perſon nach Maaßgabe der Hh. 20. und 21 
Th. I. Tit. 7. der Allgemeinen Gerichtsordnung, und in Ermangelung der Be⸗ 


zeichnung einer ſolchen Perſon auf dem Sekretariate des Königlichen Kommerz: 


und Admiralitätskollegiums (Handelsgerichts) zu Danzig. 


§. 3. 
f Die Dauer der Geſellſchaft iſt auf zehn Jahre, von Ertheilung der lan⸗ 
desherrlichen Konzeſſion ab, beſchraͤnkt. n 75 
Siollte innerhalb des gedachten Zeitraumes die Bankordnung vom 5. Ok⸗ 
tober 1846. aufgehoben werden, ſo erliſcht die Konzeſſion der Danziger Pri⸗ 
vatbank ſechs Monate nach Publikation des betreffenden Geſetzes, ohne Anſpruch 
der Bankgeſellſchaft auf Entſchaͤdigung. 
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Titel IL 
Grundkapital, Aktien und Aftionaire. 


H. 4. 


l Das Grundkapital der Bank beſteht aus Einer Million Thaler Preußiſch 
Kurant, getheilt in zweitauſend Aktien von je fuͤnfhundert Thalern jede. 


H. 3. 


Die Aktien werden auf eine namentlich benannte Perſon (nicht auf mehrere 
Perſonen zuſammen) in nachſtehender Art ausgefertigt. 

Jede Aktie wird mit einer laufenden Nummer verſehen, aus einem 
Stammregiſter ausgezogen und von dem Verwaltungsrathe der Geſellſchaft 


unter der Unterſchrift zweier Mitglieder deſſelben unterzeichnet. Jede Aktie muß 


die in das Aktienbuch der Geſellſchaft einzutragende genaue Bezeichnung des 


beſtimmten Inhabers nach Namen, Stand und Wohnort deſſelben enthalten. 
Mit jeder Aktie werden für fünf auf einander folgende Jahre alljaͤhrlich zahl 
bare Dividendenfcheine, auf jeden Inhaber lautend, nebſt Talon ausgereicht, 


welche nach Ablauf der fünf Jahre durch neue erſetzt werden. Dem gegen⸗ 


wärtigen Statute iſt ein Formular der Aktien und Dividendenſcheine (laut 
Schema A. und B.) beigefügt. 


H. 6. 


Die Einzahlung der Aktienbetraͤge erfolgt in baarem Gelde zu Danzig 
bei der Kaſſe der Geſellſchaft. Die Ausſchreibung geſchieht in Raten. Die 
erſte Rate betraͤgt funfzig Prozent, welche ſofort nach Publikation der landes⸗ 
herrlichen Beſtaͤtigung ausgeſchrieben wird und zu zahlen iſt. Die zweite Haͤlfte 
wird innerhalb Jahresfriſt von dieſer Beſtaͤtigung in Raten von zehn bis fuͤnf 
und zwanzig Prozent der ganzen Aktie ausgeſchrieben und iſt jede Rate binnen vier 
Wochen nach einer in die durch H. 12. bezeichneten Zeitungen einzuruͤckenden 
reſp. an der Danziger Börfe anzuſchlagenden Aufforderung des Verwaltungs⸗ 
rathes baar einzuzahlen. ! : 

Wer ee der Zahlungsfriſt die Zahlung nicht leiſtet, verfaͤllt zu 
Gunſten der Geſellſchaft in eine Konventionalſtrafe von einem Fuͤnftel des aus⸗ 
geſchriebenen Betrages. Ä | 

Wenn innerhalb zweier Monate nach einer erneuerten öffentlichen Auf⸗ 
forderung die Zahlung noch immer nicht erfolgt, ſo iſt die Geſellſchaft berech⸗ 
tigt, die bis dahin eingezahlten Raten als verfallen und die durch die Raten⸗ 
zahlung, ſowie durch die urſpruͤngliche Unterzeichnung dem Aktionair gegebenen 
Anſpruͤche auf den Empfang von Aktien für nichtig zu erklaͤren. Eine ſolche 
Erklaͤrung erfolgt auf Beſchluß des Verwaltungsrathes durch öffentliche Bes 
kanntmachung unter Angabe der Nummern der Aktien. An die Stelle der auf 
dieſe Art ausſcheidenden Aktionaire können von dem Verwaltungsrathe neue 
Aktienzeichner zugelaſſen werden. Derſelbe iſt auch berechtigt, die fälligen Ein⸗ 
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zahlungen nebſt der Konventionalſtrafe gegen die erſten Aktienzeichner gerichtlich ; 
einzuklagen, fo lange die letzteren noch geſetzlich verhaftet find. 


. 7a 


Ueber die Theilzahlungen werden auf den Namen lautende Interims⸗ 
Quittungen ertheilt und erſt nach Einzahlung des vollen Betrages gegen die 
Aktiendokumente ausgewechſelt. f 


H. 8. 


Das Eigenthum der Aktien kann auf jede rechtsguͤltige Weiſe verändert 
werden. Jeder Nachfolger im Eigenthum iſt den Beſtimmungen des gegen⸗ 
waͤrtigen Statuts unterworfen. 

Im Verhaͤltniß zu der Geſellſchaft werden nur diejenigen als die Eigen⸗ 
thuͤmer der Aktien angeſehen, die als ſolche im Aktienbuche verzeichnet ſind. 

Die Uebertragung des Eigenthums der Aktien auf einen neuen Eigen⸗ 
thuͤmer muß auf der Aktie durch eine vom letzteren mit zu unterzeichnende Er⸗ 
klaͤrung, die keiner öffentlichen Beglaubigung bedarf, erfolgen. 

Sobald obige Erklaͤrung, ſowie jede andere nachzuweiſende Veraͤnderung 
des Eigenthums einer Aktie dem Verwaltungsrath bekannt wird, hat er die⸗ 
ſelbe in das Aktienregiſter einzutragen, und daß dies geſchehen, auf der Aktie 
zu vermerken. 


H. 9. 


Die Aktie iſt untheilbar und deshalb eine theilweiſe Eigenthumsuͤbertra⸗ 
gung unzulaͤſſig. Jede Aktie kann unter Beruͤckſichtigung des F. 40. nur durch 
Einen vertreten werden. Kein einzelner Theilhaber darf mehr als Einhundert 
Aktien beſitzen oder erwerben. 


$. 10. 


Jeder Aktionair hat nach Verhaͤltniß der Zahl ſeiner Aktien Antheil an 
dem geſammten Eigenthum, dem Gewinn und dem etwaigen Verluste der Ge⸗ 
ſellſchaft, und kann, außer dem Falle der Aufloͤſung der Geſellſchaft, den auf 
die Aktien eingezahlten Betrag weder ganz noch theilweiſe zuruͤckfordern. 

An der Verwaltung aller Angelegenheiten und des Vermoͤgens der Ge⸗ 
ſellſchaft haben die Aktionaire als ſolche nur denjenigen Antheil, welchen ihnen 
ihr Stimmrecht in den Generalverſammlungen (Tit. VII.) beigelegt, auch koͤn⸗ 
1555 ſie keine andere Rechnungslegung als die im Tit. VIII. vorgeſchriebene ver⸗ 
angen. ö 

Ueber den Betrag der Aktie hinaus iſt kein Aktionair, unter welcher 
Beſtimmung es auch ſei, zu Zahlungen verpflichtet, den einzigen Fall der im 
H. 6. vorgeſehenen Konventionalſtrafe ausgenommen. N 


— 


§. 11. 


Iſt eine Aktie oder ein Dividendenſchein erſichtlich beſchaͤdigt oder un⸗ 
brauchbar geworden, ſo wird, wenn alle weſentlichen Merkmale des Dokuments 
zu⸗ 


————— — 


1 
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© zureichend erkennbar find, das vorhandene verdorbene Exemplar, ohne daß es 


eines Aufgebots bedarf, kaſſirt, dafuͤr ein Duplikat unter gleicher Nummer ge⸗ 
fertigt und dem Eigenthuͤmer ausgeantwortet; das Aktienbuch erhaͤlt den be= 
treffenden Vermerk. ö 

Gehen Aktien verloren, ſo muß die gerichtliche Amortiſation derſelben 
erfolgen, bevor neue Dokumente an deren Stelle ausgefertigt werden; die Koſten 
dieſes Verfahrens fallen dem Betheiligten zur Laſt. 

Ein Öffentliches Aufgebot oder eine Mortifikation verlorener oder ver- 
nichteter Dividendenfcheine findet, auch in Verbindung mit dem Aufgebot oder 
der Mortifikation der Aktien, zu welchen ſie gehoͤren, nicht ſtatt. Iſt jedoch 
der Verluſt eines Dividendenſcheins vor Ablauf der Verjaͤhrungsfriſt ($. 46.) 
bei der Direktion ſchriftlich angemeldet, und der frühere Beſitz durch Vorzei⸗ 
gung oder Mortifikation der Aktie oder ſonſt in glaubhafter Weiſe nachgewieſen, 
ſo wird der Betrag eines ſolchen Dividenſcheins dem Inhaber der tiber die 
Anmeldung ertheilten Beſcheinigung nach Ablauf der Verjaͤhrungsfriſt ge⸗ 
zahlt, ſofern der Dividendenſchein ſelbſt bei der Geſellſchaft nicht eingeloͤſt iſt. 


H. 12. 


Alle oͤffentlichen Bekanntmachungen der Geſellſchaft erfolgen im Dan⸗ 
ziger Intelligenzblatte und in dem zu Berlin erſcheinenden Preußiſchen 
Stagtsanzeiger, wie mittelſt Anſchlags an der Danziger Börfe. 

Bei dem Eingehen eines der genannten Blaͤtter ſoll die Bekanntmachung 
durch das uͤbrig bleibende ſo lange genuͤgen, bis die Generalverſammlung fuͤr 
das eingegangene Blatt ein anderes beſtimmt hat. 

Die Koͤnigliche Regierung kann, ſobald ſie es erforderlich erachtet, vor⸗ 
ſchreiben, welche Blaͤtter an Stelle der oben genannten treten ſollen, und iſt 
die nalen Verfuͤgung durch das Regierungs-Amtsblatt zu Danzig bekannt 
zu machen. f 


Titel IH. 


Von den Geſchaͤften der Bank. 


$. 13. Er 
Die Bank ift zur Erreichung der F. 1. angegebenen Zwecke befugt: 
1) Gezogene und trockene Wechſel, die im Inlande zahlbar find, zu diskon⸗ 
tiren und Wechſel auf Plaͤtze des Auslandes zu kaufen. 

Die zur Diskontirung angebotenen Papiere muͤſſen mit einem auf 
die Bank lautenden Giro verſehen ſein, duͤrfen nicht ſpaͤter als drei 
Monate nach dem Datum der Diskontirung verfallen und es muͤſſen aus 
ihnen wenigſtens drei ſolide Verbundene haften; 

2) Kredit und Darlehne zu bewilligen, jedoch nicht auf laͤngere Zeit als 
drei Monate und nur gegen Verpfaͤndung von 
a) Urſtoffen und Waaren, die im Inlande lagern und dem Verder⸗ 
ben nicht unterworfen ſind, 
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b) von inlaͤndiſchen Staats-, Kommunal-, oder anderen unter Auto⸗ 
rität des Staats von Korporationen oder Geſellſchaften ausgege⸗ 


benen geldwerthen, auf den Inhaber lautenden Papieren, ſowie 
von Wechſeln auf Plätze des Auslandes; desgleichen von unge⸗ 
muͤnztem Gold und Silber. 

Inlaͤndiſche Papiere, die auf den Namen lauten, duͤrfen in 
der Regel nicht beliehen werden. Ausnahmen beſtimmt die Ge⸗ 
ſchaͤftsinſtruktion für die Direktion. n 

f Der Widerſpruch des Kommiſſars des Staats gegen die Belei⸗ 
hung von Papieren dieſer Art iſt fuͤr die Geſellſchaft maaßgebend. 


Die Beleihung der eigenen Aktien oder der Aktien anderer 


Privatbanken iſt der Geſellſchaft unbedingt unterſagt; 
3) Effekten der vorſtehend sub Littr. b. bezeichneten Art, ſowie edle Me⸗ 
talle oder fremde Muͤnzen zu kaufen und zu verkaufen. Jedoch darf der 
Ankauf von inlaͤndiſchen Staats-, Kommunals⸗, oder anderen unter Auto⸗ 


ritaͤt des Staats von Korporationen oder Geſellſchaften ausgegebenen, 


auf den Inhaber lautenden geldwerthen Papieren nur bis zu dem durch 
die Geſchaͤftsinſtruktion feſtgeſetzten Betrage ſtattfinden und der Beſtand 
von dergleichen Effekten ein Drittel des eingezahlten Stammkapitals nie⸗ 
mals uͤberſchreiten; f 

Das Inkaſſo von Wechſeln, Geldanweiſungen, Rechnungen und Effekten, 
die in der Provinz Preußen zahlbar ſind, zu beſorgen, unverzinsbare 


— 
— 


Kapitalien ohne Verbriefung, jedoch gegen Empfangsbeſcheinigungen, 


die nur auf den Namen des Einzahlenden lauten duͤrfen, anzunehmen, 
und mit den Eigenthuͤmern der ſolchergeſtalt einkaſſirten oder angenom- 
menen Gelder und Effekten in Giroverkehr zu treten; 

5) in nach näherer Vorſchrift der HH. 15. bis 18. auszugeben und ein⸗ 
zuziehen. 


Andere als die vorſtehend bezeichneten Geſchaͤfte ſind der Bank nicht 


geſtattet, beſonders darf ſie keine Kapitalien auf Hypotheken unterbringen. 


Auch hat dieſelbe die ihr geſtatteten Geſchaͤfte auf die Provinz Preußen zu 
beſchraͤnken. 


H. 14. 


Die Bank zahlt und rechnet in Preußiſchem Silbergelde nach den Wer⸗ 
then, welche durch das Geſetz uͤber die Muͤnzverfaſſung in den Preußiſchen 
Staaten vom 30. September 1821. (Geſetz-Sammlung Nr. 673.) beſtimmt 
worden ſind, oder durch neue Geſetze noch beſtimmt werden. 


N. 10, 
Die Bank hat das Recht, wahrend der Dauer ihres Beſtehens unver⸗ 


zinsbare, auf jeden Inhaber lautende Noten (F. 13. Nr. 5.) bis zum Betrage von 
Einer Million Thaler Preußiſch Kurant auszufertigen und in Umlauf zu e 
\ ie 


— 
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| Die Form der Noten unterliegt der Genehmigung, beziehungsweiſe der Beauf⸗ 


ſichtigung der Regierung. 

Dieſe Noten find der Stempelſteuer nicht unterworfen. 

Ergiebt ſich am Schluſſe eines Geſchaͤftsjahres (§. 44.) eine Verminde⸗ 
rung des Stammkapitals ($. 4.) um mehr als den vierten Theil deſſelben, ſo 
iſt die Summe der in Umlauf geſetzten Noten wenigſtens auf den als noch 
vorhanden nachgewieſenen Betrag des Stammkapitals zu beſchraͤnken. 

Ebenſo darf, wenn die Bank dem H. 19. gemäß ihre Geſchaͤfte beginnt, 
bevor die zweite Haͤlfte des Stammkapitals eingezahlt iſt, auch die Notenaus⸗ 
gabe nur zur Haͤlfte der bewilligten Einen Million, oder doch nur bis zur 
Höhe desjenigen Betrages erfolgen, zu welchem das Stammkapital bereits ein⸗ 
gezahlt worden. 

H. 16. 


Die Noten duͤrfen nur auf Betraͤge von zehn, zwanzig, funfzig, Ein⸗ 
hundert und zweihundert Thalern Preußiſch Kurant ausgeſtellt werden, und 
der Geſammtbetrag der zu zehn ausgeſtellten ſoll die Summe von Einhundert⸗ 
tauſend Thalern, die zu zwanzig Thalern ausgegebenen duͤrfen ebenfalls die 
Summe von Einhunderttauſend Thalern und die auf funfzig Thaler lautenden 
die Summe von dreihunderttauſend Thalern nicht uͤberſteigen. 


§. 17. 


Die Bank iſt verpflichtet, die Noten auf Perlangen der Inhaber bei 
der Präſentation ſofort in Danzig gegen klingend Preußiſch Kurant einzulöfen. 

Anzeigen eines durch Diebſtahl oder irgend ein anderes Ereigniß entſtan⸗ 
denen Verluſtes der ausgegebenen Noten konnen die Zahlung an den Vorzei⸗ 
ger niemals aufhalten und ſind fuͤr die Bank unverbindlich. 

Der Inhalt des gegenwärtigen $. 17. und des H. 20. über die Praͤklu⸗ 
fion iſt auf jeder Note deutlich abzudrucken. 


§. 18. 


Die Direktion der Bank und der Verwaltungsrath ſind dafuͤr verant⸗ 
wortlich, daß jeder Zeit ein dem Betrage der zirkulirenden Noten gleicher Be⸗ 
ſtand an Deckungsmitteln von mindeſtens einem Drittel in baarem Gelde, 
mindeſtens einem Drittel in diskontirten Wechſeln und dem Reſte in Effekten, 
welche Eigenthum der Geſellſchaft ſein muͤſſen, in einer beſonderen, unter drei⸗ 
fachem Verſchluſſe zu haltenden und fuͤr die ſonſtigen Beduͤrfniſſe der Bank 
nicht zu verwendenden Notenkaſſe aufbewahrt werde. 

Außerdem dienen alle Darlehns forderungen der Bank gegen Unterpfand, 
und ihre ſaͤmmtlichen uͤbrigen Aktiva zur Deckung der Noten. 


H. 19. 


Die Bank kann ihre Geſchaͤfte nach den Vorſchriften des gegenwartigen 
Statuts erſt dann beginnen, wenn die Haͤlfte des Stammkapitals nach Maaß⸗ 
gabe des H. 4. eingezahlt iſt. . 5 
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Titel IV. 
Von den ſpeziellen Rechten der Bank. 


H. 20, 


Der Bank ſteht das Recht zu, die von ihr ausgegebenen Noten zur 
Einloͤſung oder zum Umtauſch in einem beſtimmten Termine bei Vermeidung 
der Praͤkluſion oͤffentlich aufzurufen. f 


Zu dieſem Zwecke erläßt fie durch dreimalige Bekanntmachungen, in 


Zwiſchenraͤumen von einem Monate, mittelſt der im H. 12. gedachten öffentlichen 
Blaͤtter und der Amtsblaͤtter der Regierungen in den Provinzen der Preußiſchen 
Staaten, eine Aufforderung zur Einloͤſung oder zum Umtauſch der Noten. 

Nach Ablauf der vorſtehenden Friſten werden die Inhaber der Noten, 
welche ſich nicht gemeldet haben, in den vorbezeichneten Blättern Behufs der 
Einlöſung oder des Umtauſches zu einem mindeſtens drei Monate vom Tage 
der letzten Inſertion hinauszuſetzenden Praͤkluſivtermine unter der Warnung und 
mit der rechtlichen Wirkung vorgeladen, daß mit Ablauf dieſes Termins alle 
Anſpruͤche an die Bank aus den aufgerufenen Noten erlöfchen. 

Anmeldungen zum Schutze gegen die Praͤkluſion ſind nicht zulaͤſſig, viel⸗ 
mehr tritt dieſe letztere unmittelbar mit dem Ablaufe des Praͤkluſivtermins 
gegen alle diejenigen ein, welche ſich nicht gemeldet haben, dergeſtalt, daß jeder 
Anſpruch auf Einloͤſung oder Umtauſch erloſchen iſt, alle aufgerufenen, nicht 
eingelieferten Noten werthlos ſind, und wenn ſie etwa noch zum Vorſchein 
kommen, von der Bank angehalten und vernichtet werden koͤnnen. 


Titel V. 
Von dem Verwaltungsrathe. 


H. 21. 


Die obere Leitung der Geſellſchaft, ſowie die Vertretung derſelben in 
allen Beziehungen, wird einem von der Generalverſammlung aus den in Danzig 
wohnhaften Aftionairen erwaͤhlten Verwaltungsrathe anvertraut. Ihm ſteht 
zur Seite ein Syndikus als Rechtskonſulent der Geſellſchaft, welcher die Rechts⸗ 
Angelegenheiten derſelben bearbeitet, die etwaigen Prozeſſe leitet und den Gene—⸗ 
ralverſammlungen wie den Konferenzen des Verwaltungsrathes mit berathender 
Stimme beiwohnt. Der Syndikus wird in Behinderungsfaͤllen von demjenigen, 
den er mit Genehmigung des Verwaltungsrathes ſich ſubſtituirt hat, vertreten. 

Die Wi dung des Verwaltungsrathes erfolgt in Gegenwart 
eines Notars oder Gerichtsdeputirten, und die Ausfertigung des von dieſem 
daruͤber aufgenommenen Protokolls bildet die Legitimation der Verwaltung. 

Der Verwaltungsrath beſteht aus zehn Mitgliedern. 


Ihre 
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Ihre Funktionen dauern fünf Jahre. Alle Jahre ſcheiden diejenigen zwei 
Mitglieder aus dem Verwaltungsrathe aus, welche die laͤngſte Zeit hindurch 
als ſolche fungirt haben; die Ausſcheidenden koͤnnen jedoch ſofort wieder ge⸗ 
wahlt werden. 

Bei einer ſtattgehabten Wiederwahl wird die Amtsdauer von der letzten 
Wahl an berechnet. 
= Welche Mitglieder in den Jahren, in denen ber Turnus noch nicht be⸗ 
ſteht, auszuſcheiden haben, wird durch das Loos beſtimmt. Die Wahl der 
Mitglieder des Verwaltungsrathes erfolgt in den Generalverſammlungen mittelſt 
geheimer Abſtimmung. Die Namen der Gewaͤhlten werden durch die in H. 12. 
benannten Zeitungen und an der Börfe öffentlich bekannt gemacht. 


I: H. 22. 
Ei Bis zur erfien Generalverſammlung bilden folgende Herren: 
1) Kaufmann Ma x Behrend (Firma: Theodor Behrend u. Komp.); 
2) Kaufmann Theodor Ludwig Heinrich Biſchoff (Firma: Th. Bi⸗ 
ſchoff u. Komp.); N 5 
9) Konſul Herrmann Theodor Brinckmann (Firma: H. Brinck⸗ 
Er mann); 

99) Konful Guftav Friedrich Focking (Firma: G. F. Focking ; 
5) Koͤnigl. Kommerz: und Admiralitaͤtsrath Carl Robert von Frantzius 
(Firma: Hendk. Soermans et Soon); i a i 
6) Kaufmann Laſer Goldſchmidt (Firma: Levin Hirſch Goldſchmidts 

Soͤhne); 
7) Kaufmann Bernhard Theodor Haußmann (Firma: Haußmann 
u. Komp.); 
ji 8) Kaufmann Sam nel Mankiewiez (Firma: S. Mankiewiez); 
9) Generalkonſul Samuel Normann (Firma: M. M. Normann); 
10) Kaufmann Samuel Bendix Roſenſtein (Firma: Roſenſtein u. Hirſch), 
g alle in Danzig wohnhaft, a 
den proviſoriſchen Verwaltungsrath. Die definitive Erwaͤhlung des Verwal⸗ 
fungsrathes findet in der erſten ordentlichen Generalverſammlung ſtatt, und zwar 
für die bis zur zweiten ordentlichen im Maͤrz⸗Monat des folgenden Jahres 
ſtattfindenden Generalverſammlung laufende Periode. 


H. 23. 


5 Jedes Mitglied des Verwaltungsrathes muß mindeſtens zehn auf ſeinen 
Namen eingetragene Aktien beſitzen oder erwerben, und beim Amtsantritte in 
das Archiv der Geſellſchaft deponiren. So lange die Funktionen des Inhabers 
0 Verwaltungsrath dauern, kann er uber die deponirten Aktien nicht ver⸗ 
fügen, 

Sa ER H. 24. 

Der Verwaltungsrath waͤhlt aus feiner Mitte einen Präſidenten und 
einen Vizepraͤſidenten. Ihre Funktionen in dieſer Eigenſchaft dauern Ein Jahr; 
Jahrgang 1857. (Nr. 4654.) 33 ſie 


as 


fie find nach Ablauf deſſelben wieder wählbar. Sollten beide verhindert fein, 
einer Sitzung des Verwaltungsrathes beizuwohnen, fo übernimmt das nach den 
Lebensjahren aͤlteſte Mitglied den Vorſitz. Si 


H. 25. 


Kommt in außergewoͤhnlicher Weiſe die Stelle eines Mitgliedes des 
Verwaltungsrathes zur Erledigung, fo wird dieſelbe vorläufig für die Dauer 
bis zur naͤchſten Generalverſammlung von dem Verwaltungsratkhe wieder beſetzt 
und hieruͤber von einem Notar oder Gerichtsdeputirten eine Urkunde aufge⸗ 
nommen. Die definitive Wiederbeſetzung erfolgt durch Wahl der Generalver⸗ 
ſammlung. Das in jener Weiſe gewaͤhlte Mitglied ſcheidet an dem Tage aus, 


an welchem die Dauer der Funktionen ſeines Vorgaͤngers aufgehoͤrt haben 


wuͤrde. 
H. 26. 
Der Verwaltungsrath verſammelt ſich ſo oft, als er es fuͤr dienlich 


erachtet, an feſtzuſetzenden Terminen auf Einladung des Praͤſidenten, welche 
dieſer auch erlaſſen muß, wenn zwei Mitglieder des Verwaltungsrathes bei ihm 


darauf antragen, in der Regel mindeſtens monatlich zweimal, um von dem 


Gange der Geſchaͤfte Kenntniß zu nehmen und Erforderliches zu beſchließen. 
Ueber jede Sitzung iſt ein Protokoll von dem Syndikus der Geſellſchaft 
oder von ſeinem Stellvertreter aufzunehmen. 


Die Beſchluͤſſe des Verwaltungsrathes werden nach abſoluter Stimmen⸗ 


mehrheit der anweſenden Mitglieder gefaßt. Im Falle der Stimmengleichheit 
überwiegt die Stimme des Praͤſidenten oder in deſſen Abweſenheit des Vize⸗ 
Praͤſidenten, beziehungsweiſe des in deren Stelle tretenden Vorſitzenden (F. 24.). 

Zur Faſſung eines guͤltigen Beſchluſſes iſt die Anweſenheit von wenigſtens 
ſechs Mitgliedern erforderlich. 


$. 27. 


Der Verwaltungsrath beraͤth und verfuͤgt innerhalb der Grenzen des 
Statuts uͤber alle Angelegenheiten der Geſellſchaft, ſoweit dieſe nicht der Bes 
ſchlußnahme der Generalverſammlung vorbehalten ſind. a 

ber Zu den ausſchließlichen Befugniſſen und Pflichten des Verwaltungsrathes 
gehoͤrt: a 


a) die ung ſolcher Maaßregeln, die er zu einem geregelten und den 
Zwecken der Bank angemeſſenen Betriebe der Geſchaͤfte fuͤr noͤthig er⸗ 
achtet. Die Direktion (§. 30.) hat den von dem Verwaltungsrathe ihr 
mitgetheilten Beſchluͤſſen deſſelben aufs prompteſte Folge zu leiſten; 

b) die genaue Kenntnißnahme von der Seitens der Direktion bei den jedes⸗ 
maligen Verſammlungen des Verwaltungsrathes auf deſſen Verlangen 
ihm vorzulegenden Ueberſicht der Kaffe der Bank, des Wechſelporte⸗ 
feuilles und der Lombardbeſtaͤnde, wie der Notenkaſſe ($. 18.); a 

c) die Abfaſſung von Geſchaͤftsinſtruktionen fuͤr das Perſonal der einzelnen 
Geſchaͤftszweige, wie fuͤr die Direktion; | ; 

d) die 
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5 d) die monatliche Revifion der Kaffe, der Wechſel- und Lombardbeſtaͤnde 
d und Notenkaſſe durch Deputirte, welche ein Protokoll uͤber die Reviſion 
aufzunehmen und dem Verwaltungsrathe zu uͤberreichen haben; 


e) außerordentliche Kaſſenreviſionen nach den vorſtehenden Beſtimmungen, ſo 


oft er dieſelben fuͤr noͤthig und angemeſſen erachtet; 

f) die Prüfung der von der Direktion ihm einzureichenden Bilanz, ſowie 
die Feſtſtellung der am Schluſſe jeden Geſchaͤftsjahres zu vet lenden 
Dividende (vergl. H. 44.); f 

g) die Wahl und Beſtallung des vollziehenden Direktors, ſeiner Mitdirek⸗ 
toren ($. 30.), des Rendanten (Kaſſirers), ſowie des übrigen Bankper⸗ 
. desgleichen die Beſtimmung der Gehaͤlter ſaͤmmtlicher Angeſtellten 


21) 

h) die Wahl des Syndikus der Bank, der Abſchluß des Kontraktes mit 

demſelben, namentlich die Beſtimmung des Gehalts und Dauer des 
Vertrages; 

i) die Sorge für die interimiſtiſche Stellvertretung eines Direktors, fowie 
die Ausſtellung von Prokuren und Vollmachten, und zwar ſowohl zum 
Zwecke ſolcher interimiſtiſchen Stellvertretung, als zur Vertretung der 
Geſellſchaft überhaupt in den von dem Verwaltungsrathe als geeignet 
erachteten Faͤllen, desgleichen die Beſtimmung des Inhalts und der 
Grenzen ſolcher Prokuren und Vollmachten; 8 

*) die Befugniß, ein zweckmaͤßiges Geſchaͤftslokal durch Miethe oder Kauf 

zu beſchaffen und die Feſtſetzung der dafuͤr, wie fuͤr den Geſchaͤftsbetrieb 
uͤberhaupt zu verwendenden Koſten. 


8 Der Verwaltungsrath iſt befugt, alle Beamten der Geſellſchaft wegen 

Dienſtvergehen jederzeit vom Amte zu ſuspendiren reſp. zu entlaſſen. Der des⸗ 
fallſige Beſchluß erfordert jedoch die Uebereinſtimmung von mindeſtens ſieben 
Mitgliedern des Verwaltungsrathes. 

Der Mc rel iſt berechtigt, uͤber alles, was das Intereſſe der 
Geſellſchaft betrifft, Vertraͤge aller Art, Vergleiche aller Art abzuſchließen und 
zu vollziehen, Kompromißvertraͤge zu errichten. 

Sowie der Verwaltungsrath ſelbſt handeln und unterhandeln, Vertraͤge, 
Vergleiche, Kompromiſſe uͤber alle Angelegenheiten der Geſellſchaft abſchließen 
und vollziehen kann, ſo iſt er auch befugt, in allen dieſen Beziehungen ſich ver— 
treten zu laſſen. 


§. 28. 

Alle Ausfertigungen des Verwaltungsrathes werden von dem Praͤſidenten, 
oder von dem Vizepraͤſidenten, oder in deren Verhinderung von zwei Mitglie- 
dern des Verwaltungsrathes unterſchrieben. 

| H. 29. 

Der Verwaltungsrath wird nicht beſoldet, er erhält jedoch einen Erſatz 

für die durch feine Funktionen veranlaßten Auslagen. 


(Nr. 4654.) 33* Titel 


2:09 & 


Titel v I. 
Von der Direktion. 


H. 30. 


Die Direktion beſteht aus dem vollziehenden Direktor und zweien nach 
Anordnung des Verwaltungsrathes aus deſſen Mitte von Zeit zu Zeit wech⸗ 
ſelnden Mitgliedern, die jedoch nie einer und derſelben Firma angehören duͤrfen. 

Die Legitimation des vollziehenden Direktors, ſowie ſeines Stellvertreters 


($. 35.), bildet die vom Verwaltungsrathe zu ertheilende Vollmacht oder Be⸗ 


ſtallung. a 

Die Namen der Direktoren, ſowie diejenigen der den Verwaltungsrath 
bildenden Perſonen, find bei Konſtituirung der Bank und demnaͤchſt bei jedem 
in den Perſonen eintretenden Wechſel in den durch den F. 12. bezeichneten 
Blaͤttern, wie mittelſt Anſchlages an der Boͤrſe zu Danzig zu veroͤffentlichen. 

Dritten Perſonen gegenüber kann nicht entgegengeſetzt werden, daß Mits 
glieder des Verwaltungsrathes, welche als Direktoren gehandelt haben, dazu 
von dem Verwaltungsrathe nicht abgeordnet geweſen ſeien. | 


H. 31. 


\ Die Direktion vertritt die Geſellſchaft nach Außen, bringt die Bank 
Geſchaͤfte zur Ausfuͤhrung und beſorgt die Verwaltung des Bankvermoͤgens, 
hat jedoch in Gemaͤßheit des $. 27. bei der Ausuͤbung aller dieſer Funktionen 


die Vorſchriften und Anweiſungen des Verwaltungsrathes zu befolgen, und 


handelt in dem vorſtehend ihr uͤberwieſenen Wirkungskreiſe nur inſoweit ſelbſt⸗ 
ftändig, als die gegenwärtigen Statuten und ihre Inſtruktionen fie nicht 
beſchraͤnken. 

Dieſe Inſtruktion iſt jedoch nur zwiſchen den Mitgliedern der Direktion, 


des Verwaltungsrathes und der Geſellſchaft als ſolcher, nicht aber dritten 


Perſonen gegenuͤber wirkſam. Den dritten Perſonen kann die Behauptung 
einer Verletzung jener Inſtruktion mit Erfolg nicht entgegengeſetzt werden. 


H. 32. 


Die vorſtehend bezeichneten Befugniſſe der Direktion erſtrecken ſich ſowohl 


bei gerichtlichen als außergerichtlichen Geſchaͤften auf alle Falle, in welchen die 
Geſetze eine Spezialvollmacht erfordern. Der F. 118. Theil I. Titel 13. des 
Allgemeinen Landrechts findet daher auf die Direktion keine Anwendung. 
Den Nachweis, daß die Direktion innerhalb der ihr zuſtehenden Befug⸗ 
niſſe gehandelt habe, iſt dieſelbe gegen dritte Perſonen zu fuͤhren nicht verbunden. 


H. 33. 
Zu Quittungen über Gelder, Dokumente und Vermoͤgensobjekte uber⸗ 


haupt, desgleichen zur Ausſtellung der Wechſelgiri, iſt die unter der Firma 


der 
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der Bank (F. 1.) zu vollziehende gemeinſchaftliche Unterſchrift eines der H. 30. 
gedachten Direktoren und des Rendanten (F. 27.) erforderlich. = 
= In allen übrigen Fallen find Erklärungen, Urkunden und Verhandlungen 
der Direktion mindeſtens von zwei Direktionsmitgliedern unter der Firma der 
Bank zu unterſchreiben. 28 e 
Nur die nach der vorſtehenden Norm vollzogenen Unterſchriften ver⸗ 
pflichten die Bank, und zwar ſowohl gegen jede richterliche und andere oͤffent⸗ 
liche Behoͤrde, als gegen jeden Privaten. Gerichtliche Vorladungen oder Ver⸗ 
fuͤgungen der Gerichte und Behörden werden dem vollziehenden Direktor inſinuirt. 
Gerichtliche Eide Namens der Bank werden von Mitgliedern der Di⸗ 
rektion abgeleiſtet. 


$. 34. 


Die Direktion iſt befugt, Unterbeamte der Geſellſchaft zu ſuspendiren, 
und hat fie dann fofort über dieſe Suspendirung wie uͤber die Entlaſſung des 
Beamten die Entſcheidung des Verwaltungsrathes herbeizufuͤhren. 


H. 35. 


Bei Krankheits- oder ſonſtigen Behinderungsfaͤllen des vollziehenden Di- 
rektors uͤbernimmt ein von dem Verwaltungsrathe dazu beſtimmtes Mitglied 
des Verwaltungsrathes, oder ein von dieſem ernannter Angeſtellter der Geſell— 
ſchaft proviſoriſch den Dienſt des vollziehenden Direktors. 


H. 36. 


Der vollziehende Direktor muß bei der Geſellſchaft eine Amtskaution von 
fuͤnftauſend Thalern Preußiſch Kurant baar oder in Staatspapieren depo⸗ 
niren; er bezieht deren Zinſen. 3 

$. 37. a 


i Die Direktion fertigt und uͤbergiebt dem Verwaltungsrathe die H. 27. 
sub b. gedachten Ueberſichten auf jederzeitiges Verlangen, desgleichen am 
Schluſſe eines jeden Geſchaͤftsjahres eine nach kaufmaͤnniſchen Prinzipien an⸗ 
gefertigte Bilanz unter gewiſſenhafter Wuͤrdigung des Werthes aller Aktiva. 
Allmonatlich hat die Direktion eine von dem Verwaltungsrathe vorher 
zu genehmigende Ueberſicht der am letzten Tage des verfloſſenen Mongts in der 
Bank vorhanden geweſenen Akliva und Paſſiva, insbeſondere der Beſtaͤnde in 
gepraͤgtem Gold und Silber, Barren und Wechſeln, ferner des Betrages der 
Forderungen aus Darlehnen und aus laufender Rechnung, ſowie der umlau⸗ 
fenden Banknoten, desgleichen unmittelbar nach abgehaltener jaͤhrlicher General⸗ 
Verſammlung (Titel VII.) einen alle Zweige des Verkehrs umfaſſenden, vom 
Verwaltungsrathe genehmigten kurzen Geſchaͤftsbericht fuͤr das abgelaufene 
Jahr dem Kommiffar des Staats vorzulegen und gleichzeitig nebſt der am 
Jahresſchluſſe gezogenen Bilanz in den H. 12. gedachten Blaͤttern zu ver⸗ 
offentlichen. ö 
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Es bleibt der Regierung vorbehalten, anſtatt der monatlichen, in Zukunft 


auch eine oͤftere, hoͤchſtens aber die wöchentliche Bekanntmachung der Aktiva 
und Paſſiva, insbeſondere der Beſtaͤnde in gepraͤgtem Gold und Silber, Barren 
u. ſ. w. anzuordnen. : 


§. 38. 
Ein jedes Direktionsmitglied iſt befugt, in dringenden Faͤllen den Praͤ⸗ 
ſidenten des Verwaltungsrathes zur Berufung einer außerordentlichen Sitzung 
aufzufordern. 


Die Direktoren, wie alle Angeſtellte der Bank, ſind verpflichtet, uͤber die 


Geſchaͤfte derſelben unverbruͤchliches Stillſchweigen zu beobachten. 


Titel VII. 
Von den Generalverſammlungen. 


$, 39, 


Die ordentliche Generalverſammlung der Aktionaire tritt jedes Jahr im 
Monat Maͤrz zu Danzig zuſammen. 

Außerordentliche Generalverſammlungen beruft der Verwaltungsrath, 
wenn er es fuͤr noͤthig erachtet, oder wenn die Inhaber von wenigſtens fuͤnf⸗ 
hundert Aktien es ſchriftlich beim Verwaltungsrathe beantragen. 

Die erſte ordentliche Generalverſammlung wird ſechs Wochen 
nach Publikation der landesherrlichen Beſtaͤtigung von dem proviſoriſchen Ver 
waltungsrathe (H. 22.) berufen. 5 

Alle Einladungen zu allen Generalverſammlungen, welche die Zeit und 
den Ort der Verſammlung enthalten muͤſſen, erlaͤßt der Verwaltungsrath durch 
zweimalige Bekanntmachung in den H. 12. benannten Blaͤttern, wie mittelſt 
Anſchlages an der Danziger Boͤrſe; die erſte Bekanntmachung muß mindeſtens 
vierzehn Tage vor dem Verſammlungstage inſerirt reſp. angeſchlagen werden. 

Bei der Berufung einer außerordentlichen Generalverſammlung muͤſſen 
die Berathungsgegenſtaͤnde ſummariſch bezeichnet ſein. 


H. 40. 


Die Generalverſammlung beſteht aus allen denjenigen Aktionairen, welche 
vor dem Tage der Generalverſammlung in den Büchern der Geſellſchaft ein⸗ 
getragen find (H. 8.). 

In der Generalverſammlung beſtimmt ſich die Zahl der Stimmen der 
Aktionaire nach der Zahl der einem jeden von ihnen gehörigen Aktien; jedoch 
geben nur f i 

1— 5 Aktien Eine Stimme, 


6—10 ⸗ zwei Stimmen, 
1155 drei = 
15—20 = vier a 


und 
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und für jede weitere fünf Aktien Eine Stimme, fo daß der Eigenthuͤmer von 
Eeinhundert Aktien zwanzig Stimmen hat. 

Mehr als zwanzig Stimmen kann kein Aktionair, auch nicht in erhal⸗ 
tenem Auftrage und Vollmacht, in ſich vereinigen. 

Abweſende Aktionaire koͤnnen ſich nur durch anweſende ſtimmberechtigte 
Aktionaire vertreten laſſen. Jedoch iſt die Vertretung der Ehefrauen durch ihre 
Maͤnner, und der Minderjaͤhrigen, ſowie aller Bevormundeten uͤberhaupt durch 
ihre Vormuͤnder reſp. Kuratoren geſtattet. 

Der Vertreter hat die desfallſige ſchriftliche Vollmacht reſp. vormund⸗ 
ſchaftliche Beſtallung vor Eroͤffnung der Verhandlungen bei dem Verwaltungs— 
rathe niederzulegen. 

Die Beſchluͤſſe der Anweſenden ſind fuͤr die Abweſenden verbindlich. 


$. 41. 


Die Generalverſammlung, regelmaͤßig konſtituirt, ſtellt die Geſammtheit 
der Aktionaire dar. 5 

Der zeitige Vorſitzende des Verwaltungsrathes fuͤhrt auch den Vorſitz 
in der Generalverſammlung unter Zuziehung des Syndikus oder feines Stell: 
vertreters. Das Protokoll fuͤhrt ein Notar oder ein Gerichtsdeputirter. Die 
Stimmzaͤhler, die weder Verwaltungsraͤthe noch Beamte der Geſellſchaft ſein 
duͤrfen, werden vom Vorſitzenden ernannt. — Der Vorſitzende ordnet und leitet 
das formelle Verfahren fuͤr die Abſtimmungen. 

In den ordentlichen Generalverſammlungen werden die Geſchaͤfte in 
nachfolgender Ordnung verhandelt: 

1) Vorlegung der Bilanz und des Buͤcherſchluſſes, des Berichts des Ver— 
waltungsrathes uͤber die Lage des Geſchaͤfts im Allgemeinen und uͤber 
die Reſultate des verfloſſenen Jahres insbeſondere; 

2) Wahl der Mitglieder des Verwaltungsrathes; 

3) Berathung und Beſchlußnahme uͤber die Antraͤge des Verwaltungsrathes, 
ſowie uͤber die Antraͤge einzelner Aktionaire, ſofern ſie vor der Berufung 
der e e beim Verwaltungsrathe ſchriftlich eingereicht 
werden; i 

4) Wahl von drei Kommiſſarien, welche den Auftrag erhalten, die Bilanz 
mit den Buͤchern und Skripturen der Geſellſchaft zu vergleichen und 
rechtfindend dem Verwaltungsrathe die Decharge zu ertheilen. 


H. 42. 
Die außerordentlichen Generalverſammlungen beſchaͤftigen ſich nur mit 
Gegenſtaͤnden, die bei der Berufung bezeichnet ſind. : 
§. 43. 


Die Beſchluͤſſe und Wahlen der Generalverſammlung vollbringen ſich 
mit abſoluter Stimmenmehrheit. Bei Gleichheit der Stimmen giebt ee 
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des Vorſitzenden den Ausſchlag. Bei Wahlen entſcheidet, inſofern Gleichheit 
der Stimmen eintritt, das Loos. 8 * 
Die Wahlen werden mittelſt geheimer Zettelabſtimmung ſo vorgenommen, 
daß nach zwei Abſtimmungen, die keine abſolute Majoritaͤt ergeben haben, die 
beiden Kandidaten, welche die meiſten Stimmen haben, allein zur engſten Wahl 
zugelaſſen werden. Ueber jeden zu Erwaͤhlenden findet eine beſondere Wahl ſtatt. 
Auf den Antrag des VPorſitzenden, ſowie auch auf den Antrag von An⸗ 
weſenden, die wenigſtens Einhundert Aktien repraͤſentiren, muß auch uͤber andere ! 
Gegenſtaͤnde als Wahlen durch geheime Abſtimmung entſchieden werden. 
Die Protokolle der Generalverſammlungen, welche die Perſonen der 
anweſenden Aktiongire und Vertreter, und die Zahl der Stimmen eines Jeden, | 
ſowie das Reſultat der Abſtimmungen enthalten und die Verhandlungen ſum⸗ 
ER mariſch darſtellen muͤſſen, werden von dem Notar oder einem Gerichtsdeputirten | 
aufgenommen und von ihm, wie von dem Borſitzenden und dem Syndikus, 
} 
| 
| 
} 


oder deſſen Vertreter, unterzeichnet. Anträge der Minoritaͤt muͤſſen in das Pro⸗ 
tokoll aufgenommen werden, wenn dieſelbe es verlangt. 


Titel VIII. 
Rechnungsablage, Dividende, Reſervefonds. 


$. 44. 


Die Bucher der Bank werden mit dem ein und dreißigſten Dezember | 
jeden Jahres abgeſchloſſen und die Bilanz auf biefen Tag von der Direktion 
gezogen. Die Bilanz wird von dem Verwaltungsrathe geprüft und feftgeftellt. | 

Der Ueberſchuß der Aktiva über die Paſſiva bildet den Reingewinn ber | 
Geſellſchaft. i ö 

Bei Aufnahme der Bilanz muͤſſen ſowohl die ſaͤmmtlichen verausgabten 
Geſchaͤftsunkoſten, als auch alle vorgekommenen Verluſte abgeſetzt und fuͤr die | 
etwa vorhandenen unficheren Forderungen ein angemeſſener Prozentſatz abge⸗ 
rechnet werden. 

Die etwa vorhandenen Effekten duͤrfen niemals mit einem hoͤheren als | 
dem Erwerbskurſe, und, wenn der Boͤrſenkurs am Tage der Bilanzaufnahme 
niedriger als der Erwerbskurs iſt, nur zu dem Boͤrſenkurs in der Bilanz an⸗ . 
geſetzt werden. * 

Von dem auf dieſe Weiſe ermittelten Reingewinn werden wenigſtens 
20 (zwanzig) Prozent ſo lange zum Reſervefonds zuruͤckgelegt, bis letzterer 
auf die Summe von 250,000 Thaler (zweihundert funfzig taufend Thaler) 
angewachſen ist; die übrig bleibende Summe wird als Dividende unter die Aktio— 

naire vertheilt. In 
2 Sollte fich durch eine Jahresbilanz eine Verminderung des Geſellſchafts⸗ 
Kapitals herausſtellen, fo dient zunaͤchſt der Reſervefonds zur Deckung derſelben. 
Reicht derſelbe dazu nicht hin, fo dienen die zunaͤchſt erzielten Reingewinne 
vorzugsweiſe zur Wiederergaͤnzung des Geſellſchaftskapitals und darf, h 
a dieſe 


Ser 


dieſe flattgehabt hat, weder eine neue Reſerve angeſammelt, noch eine neue Di- 


vidende vertheilt werden. So oft und fo lange ſich aber nach Wiederergaͤnzung 
des Geſellſchaftskapitals der Reſervefonds erſchoͤpft oder angegriffen findet, darf 
von den alsdann zunaͤchſt erzielten Reingewinnen nur die Haͤlfte als Dividende 


vertheilt, und muß die andere Haͤlfte verwendet werden, um den Reſervefonds 


wieder auf ſeine fruͤhere Hoͤhe zu bringen. 
Der Reſervefonds darf zu keinen anderen Zwecken, als zu der vorſtehend 
gedachten eventuellen Ergaͤnzung des Stammkapitals und, wenn in einem Ge⸗ 


ſchaͤftsjahre die gemachten Gewinne durch eingetretene Verluſte uͤberſtiegen ſein 


ſollten, zur Ausgleichung der Bilanz verwendet werden. 


H. 45. 


Die Dividenden ſind in Danzig an der Kaſſe der Geſellſchaft zahlbar; 
dieſelben koͤnnen jedoch durch Beſchluß des Verwaltungsrathes auch an andern 
Orten, welche derſelbe durch die Geſellſchaftsblaͤtter ($. 12.) namhaft zu machen 
hat, zahlbar geſtellt werden. 

Die Dividenden werden jaͤhrlich am erſten Mai gegen Einlieferung der 
ausgegebenen Dividendenſcheine ausgezahlt. b 


H. 46. 
Die Dividenden verjaͤhren zu Gunſten der Geſellſchaft nach Ablauf von 


fünf Jahren, von dem Tage ab gerechnet, an welchem dieſelben zahlbar ge= 


ſtellt find. 
Titel IX. 
Verfahren bei der Aufloͤſung. 


$. 47. 


Die Bank ift verpflichtet, jedenfalls bis zum Ablaufe der Konzeffion, 
wenn aber die Aufloͤſung ſchon fruͤher beſchloſſen werden ſollte, innerhalb Jahres⸗ 
friſt nach dem Beſchluſſe, ihre ſaͤmmtlichen Noten einzulöfen, 

Wird die Aufloͤſung der Geſellſchaft innerhalb des letzten Jahres vor 
dem Ablauf der Konzeſſion beſchloſſen, fo muͤſſen bis zu dieſem Zeitpunkte 
ſaͤmmtliche Noten eingelöft werden. 


F. 48. 


In allen Faͤllen, in denen die Aufloͤſung der Bank nach Vorſchrift der 
Geſetze erfolgt, iſt eine Generalverſammlung der Aktionaire in möglichft kurzer 
Stift von dem Verwaltungsrathe zu berufen, und in derſelben find die Grund⸗ 
ſaͤtze feſtzuſtellen, nach denen bei dem Liquidationsgeſchaͤfte verfahren werden ſoll. 

Bei Aufloͤſung der Geſellſchaft kommen die Vorſchriften des $. 29. des 
Geſetzes uͤber Aktiengeſellſchaften vom 9. November 1843. (Geſetz- Sammlung 
von 1843. Seite 340.) zur Anwendung. 5 
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i Die eingeloͤſten Noten ſind unter Aufſicht des Kommiſſarius des Staates 
zu vernichten, und die Vernichtung iſt miftelft eines gerichtlich oder notariell 
aufzunehmenden Dokumentes, in welchem die Noten nach Nummern genau be⸗ 
zeichnet ſein muͤſſen, zu beurkunden. 5 

Die Beträge der nicht eingelöften und praͤkludirten Noten werden der 
Stadtgemeinde Danzig zu mildthaͤtigen Zwecken uͤberwieſen. 


H. 49. 


Nach beendigtem Liquidationsgeſchaͤfte iſt eine Generalverſammlung von 
dem Verwaltungsrathe nach den im gegenwaͤrtigen Statute fuͤr die Konvokation 
gegebenen Vorſchriften zum Zwecke der Vorlegung der Schlußrechnung und 
Ertheilung der Decharge zu berufen. 

a Die von den in dieſer Verſammlung anweſenden, nicht zur Verwaltung 
gehörenden Aktiongiren ertheilte Decharge befreit ſaͤmmtliche Verwaltungsvor⸗ 
ſtaͤnde dieſer Bank, den Aktionairen gegenüber, von allem und jedem ferneren 
Nachweis, ſowie von jedem Anſpruch wegen der erfolgten Liquidation. 

Eine gleiche rechtliche Folge tritt ein, Falls in der Generalverſammlung 
kein bei der Verwaltung unbetheiligter Aktionair erſchienen iſt, und ſich dieſer 
Fall in einer zweiten, eigens zu dieſem Zwecke berufenen Generalverſammlung 
wiederholt hat. 


Titel X. 
Schlichtung von Streitigkeiten und Abaͤnderung der Statuten. 


a H. 30. 


Streitigkeiten zwiſchen den Aktionairen und der Geſellſchaft ſollen durch 
zwei von den Parteien binnen acht Tagen zu erwaͤhlende, in Danzig wohnende 
Schiedsrichter und einen Obmann ohne Zulaffung von Appellation, Reviſion 
und Nichtigkeitsbeſchwerde geſchlichtet werden. f 
KRaoͤnnen ſich die beiden Schiedsrichter über einen Obmann, der Juriſt 
ſein und in Danzig wohnen muß, nicht einigen, ſo ernennt auf deren Antrag 
der zeitige Direktor des Kommerz⸗ und Admiralitaͤtskollegiums (Handelsgerichts) 
zu Danzig oder, wenn dieſer ſelbſt Aktiongir iſt, der naͤchſte unbetheiligte Richter 
dieſes Kollegiums (Handelsgerichts) nach ihm einen Obmann aus den Juſtizper⸗ 
ſonen zu Danzig. 

Die Entſcheidung des Obmanns unterliegt weder der Appellation, noch 
der Reviſion, wohl aber der Nichtigkeitsbeſchwerde (SS. 171. 172. Tit. II. 
Th. 1. Allg. Gerichtsordnung). ö 

„Die Schiedsrichter und der Obmann duͤrfen zu keinem der ſtreitenden 
Theile in einem Verhaͤltniſſe ſtehen, welches fie geſetzlich verhindert, mit voller 
Kraft für und wider beide ſtreitende Theile Zeugniß abzulegen. 

Das ur 5 verfaͤhrt nach der Preußiſchen Civilprozeßordnung, 
es iſt aber für die Beurtheilung der Wirkung der Beweismittel nicht an poſi⸗ 
tive 


5 


five Vorſchriften gebunden; es entscheidet lediglich nach feiner freien, aus dem 


Inbegriffe der Verhandlungen geſchoͤpften Ueberzeugung. 


Die Parteien muͤſſen in Danzig beim Schiedsgerichte erſcheinen, oder 
ſich durch einen zu Danzig wohnhaften Bevollmaͤchtigten vertreten laſſen, und 
letzteren dem Schiedsrichter ſchriftlich anzeigen. 3 


Alle Ladungen und Erlaffe des Schiedsgerichts werden in der H. 2. vor: 


geſchriebenen Weiſe inſinuirt. 


Wenn eine Partei den von ihr gewaͤhlten Schiedsrichter der anderen 
ſchriftlich anzeigt, iſt letztere verpflichtet, binnen acht Tagen nach Empfang die⸗ 
ſer Anzeige ihren Schiedsrichter zu waͤhlen und der erſten Partei ſchriftlich 
anzuzeigen. Geſchieht dies nicht, oder waͤhlt eine Partei einen Schiedsrichter, 
der nicht die vorgedachten Eigenſchaften hat, ſo ernennt die andere Partei auch 


den zweiten Schiedsrichter. 


Dieſer Paragraph vertritt die Stelle eines foͤrmlichen Kompromiß⸗ 


vertrages. 


§. 51. 

Nur in einer außerordentlichen Generalverſammlung kann eine Abande- 
rung der Statuten, reſp. eine Erhoͤhung des Kapitals durch Ausgabe 
neuer Aktien, oder auch die Aufloͤſung der Geſellſchaft beſchloſſen werden, und 
nur mittelſt einer, drei Viertheile der in der Generalverſammlung vertretenen 
Aktien repraͤſentirenden Majoritaͤt. 


Die Beſchluͤſſe uͤber dergleichen treten erſt in Kraft, wenn ſie die lan⸗ 
desherrliche Beſtaͤtigung erhalten. 


Titel XI. 
Oberaufſichtsrecht des Staates. 


§. 52. 


Zur Wahrnehmung des Oberaufſichtsrechts ernennt die Staatsregierung 
einen Kommiſſar, welcher befugt iſt, allen Generalverſammlungen, allen Sitzungen 
der Direktion und des Verwaltungsrathes ohne Stimmrecht beizuwohnen, ſowie 
von allen Buͤchern und Skripturen der Geſellſchaft jederzeit Einſicht zu nehmen, 


auch die Organe der Geſellſchaft guͤltig zuſammen zu berufen. Wenn die Staats⸗ 


egierung es angemeſſen erachten ſollte, dem bei der Bank zu beſtellenden Kom⸗ 
miſſar fuͤr dieſes Geſchaͤft eine fortlaufende Remuneration zu bewilligen, iſt die 
letztere der Staatskaſſe aus den Einnahmen der Bank zu erſetzen. 
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Titel XII. 
Tranſitoriſche Beſtimmungen. 


3 
Iſt die Einzahlung der vollen Million innerhalb Jahresfriſt, vom Tage 


der landesherrlichen Beſtätigung des gegenwaͤrtigen Statuts an gerechnet, 


nach den darin (F. 6.) enthaltenen Beſtimmungen nicht erfolgt, ſo kann von 
den Staatsbehoͤrden die zur Errichtung der Bank ertheilte Konzeſſion wider⸗ 
rufen und erloſchen erklaͤrt werden. 


H. 54. 


Da es nothwendig geweſen iſt, daß die in $. 22. genannten zehn Herren 
als proviſoriſcher Verwaltungsrath ſchon vor Vollziehung dieſes Statuts fuͤr 
die Geſellſchaft fungirten, namentlich Behufs Beſchaffung des Banklokals, Vor⸗ 
bereitung des kuͤnftigen Betriebes der Bankgeſchaͤfte und Engagirung eines 
vollziehenden Direktors, wie ſonſtiger Beamte der Bank, die Aktiengeſellſchaft 
vertraten, ſo werden hiermit deren gedachte Handlungen genehmigt. 


$. 35. 
Endlich wird hierdurch: 
4) dem Rechtsanwalt Carl Roepell, f 
2) dem Kommerz und Admiralitaͤtsrath Carl Robert von Frantzius, 
3) dem Konſul Guſtav Friedrich Focking, 
alle in Danzig wohnhaft, und zwar allen dreien zuſammen, Auftrag und Vollmacht 
ertheilt, die landesherrliche Genehmigung der Geſellſchaft nachzuſuchen und 
herbeizufuͤhren, ſowie diejenigen Abaͤnderungen und Zufäge dieſes Statuts Namens 
aller Aktionaire zu beſtimmen, anzunehmen und zu machen, welche die König: 
liche Staatsregierung bis zur Ertheilung der Beltätigung und zum Zwecke ihrer 
Herbeifuͤhrung noch vorſchreiben und empfehlen wird. 
Dieſe Abaͤnderungen reſp. Ergänzungen dieſes Statuts ſollen für ſaͤmmt⸗ 
liche Kontrahenten und fuͤr alle Nachfolger derſelben ebenſo rechts verbindlich 
ſein, als wenn ſie woͤrtlich in dem obigen Statute ſchon aufgenommen waͤren. 
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Schema A. 


Danziger Privat- Aktien- Bank. 


Bessundet durch den nofariellen Vertrag vo y 
Landesherrlich beſtaͤtigt durch Königliche Kabinetsorder vonn 


Bank⸗Aktie 8 ........ 


über 


Fünfhundert Thaler Preußiſch Kurant. 


f Der N. N. (Stand, Wohnort) hat den Betrag der Aktie ... 
mit Fuͤnfhundert Thaler ſtatutenmaͤßig geleiſtet und alle ſtatutenmaͤßigen Rechte 
und Pflichten an der auf 2000 Aktien à 500 Rthlr. gegruͤndeten Danziger 
Privat-⸗Aktien⸗Bank, namentlich an deren Gewinn, ſowie an dem Geſammt⸗ 
Eigenthum dieſer Geſellſchaft. Jeder Nachfolger im Eigenthum dieſer Aktie 
iſt den Statuten unterworfen. 


Danzig, den nn 18. 
Der Verwaltungsrath. 


Dieſer Aktie ſind auf fuͤnf Jahre Dividendenſcheine, auf jeden Inhaber 
lautend, nebſt Talon beigegeben, welche nach Ablauf des letzten Jahres durch 
neue erſetzt werden. 


Eingetragen sub fo li . des Regiſters. 
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Danziger Privat⸗Aktien⸗Bank. 
Der Verwaltungsrat). 
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Diefer Schein wird ungültig, wenn deſſen Betrag binnen 5 Jahren, vom 4. Mai 18. 


bis 1. Mai 18. 


„nicht erhoben worden iſt. 
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Dividendenſcheine. 


Talon. 
Danziger Privat- Aktien - Bank. 


Anweiſung zum Empfang der (zweiten) Serie der Dividendenſcheine 
zur Aktie 9 


il: 
Dividendenſchein zu der Aktie AR. .... 


der 
Danziger Privat: Aktien: Bank. 


Der Inhaber dieſes Scheins empfängt gegen Rück⸗ 
gabe an der Kaffe der Danziger Privat-Aktien⸗Bank 
oder nach ſeiner Wahl an den durch den Beſchluß 
des Verwaltungsrathes w beſtimmenden Orten die für 
das Jahr 18.1, feſtzuſtellende Dividende. 


Danzig, den ten 18. 
(Stempel.) 
Danziger Privat⸗Aktien⸗ Bank. 
Der Rendant. Der Verwaltungsrath. 
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Danzig, h ET RATE 1 


Der Berwaltung rath. 


Belt, baue in Ei Königlichen Geheimen Sber, gofsüihbrud, 
Rudolph we) 


